
beabsichtige Abschluss eines
Mietvertrages ist nach Auffas-
sung der sächsischen Nachprü-
fungsinstanz aber unbedeutend.
Ohne die im Rahmen der Leis-
tungsbeschreibung skizzierten
Umbauten oder den Neubau
sollte auch der Mietvertrag nicht
abgeschlossen werden, der damit
also mit den Bauleistungen
„steht und fällt“. Festzuhalten
bleibt somit, dass ein Vertrag
über die Anmietung eines nach
den Erfordernissen des öffentli-
chen Auftraggebers noch zu er-
richtenden Gebäudes die Annah-
me eines vergaberechtspflichtigen
öffentlichen Bauauftrages nicht
verhindert.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

bildeten, unabhängig davon, ob
das ausgeschriebene Projekt
durch Neuerrichtung oder durch
Umbau eines vorhandenen Ge-
bäudes verwirklicht wird. Der

blick auf den Nutzungszweck
des Gebäudes die baulichen An-
forderungen im Vordergrund, so-
dass die Bauleistungen den
Hauptgegenstand des Vertrages

hat vorliegend einen öffentlichen
Bauauftrag nach § 99 Abs. 3
GWB bejaht und kein ausschrei-
bungsfreies Mietverhältnis im
Sinne des § 100 Abs. 5 GWB an-
genommen.
Nach § 99 Abs. 11 GWB ist

der vertragliche Hauptgegen-
stand dafür maßgeblich, welche
Vorschriften anzuwenden sind,
wenn ein Vertrag zugleich Ele-
mente eines öffentlichen Bauauf-
trages und Teile eines Auftrages
anderer Art beinhaltet. Im vorlie-
genden Fall hat der öffentliche
Auftraggeber nach Überzeugung
der Vergabekammer Sachsen
zahlreiche detaillierte sowie qua-
lifizierte Anforderungen an das
Objekt allgemein, an die Büro-
räume, Nutzflächen, Laborflä-
chen sowie Außenanlagen ge-
stellt. Insoweit standen im Hin-

Für das unterzubringende (…)
sind insgesamt zirka 4730 Qua-
dratmeter Nutzfläche herzurich-
ten (…). Neben dem zu vermie-
tenden Gebäude sind auf dem
Grundstück unmittelbar am Ge-
bäude 130 Fahrradabstellplätze
sowie mindestens fünf Kfz-Stell-
plätze zur Verfügung zu stellen
(…). Das künftige Mietobjekt
wird vom (…) zunächst befristet
für acht Jahre angemietet (…).“
Im Rahmen eines deshalb an-

gestrengten Nachprüfungsverfah-
rens hatte die angerufene Verga-
bekammer Sachsen (Beschluss
vom 19. Juni 2015 – Az.:
1/SVK/009-15) unter anderem
darüber zu entscheiden, ob die
beabsichtigte Vergabe überhaupt
als nachprüfungsfähiger öffentli-
cher Auftrag einzuordnen ist.
Die sächsische Vergabekammer

Ein öffentlicher Auftraggeber
beabsichtigte die Vergabe der

Planung, die Errichtung/Herrich-
tung und Anmietung von Büro-
und Laborräumen. Der Auftrag
war wie folgt beschrieben: „Die
Bedarfsdeckung soll im Wege der
Anmietung an einem Standort
innerhalb eines vorgegebenen in-
nerstädtischen Gebiets erfolgen.
Dafür wird ein Investor/Vermie-
ter gesucht, der nach Vorgaben
des (…) auf Basis einer funktio-
nalen Bauleistungsbeschreibung
die benötigten Büro- und Labor-
flächen in den vorgegebenen
Qualitäten schafft und/oder her-
richtet und dem (…) zur Nut-
zung überlässt (Miete). Die Ver-
mietung kann im Rahmen fol-
gender Varianten angeboten wer-
den: (….). Das Mietobjekt muss
folgende Anforderungen erfüllen:

Vergabekammer Sachsen zu vergaberechtspflichtigen Immobiliengeschäften

Bloße Anmietung oder öffentlicher Bauauftrag?

Das Errichten und Herrichten von Büroräumen sollte vergeben werden. Doch es war nicht klar, ob die beabsichtigte Vergabe überhaupt als nachprüfungsfähiger öffentlicher Auftrag einzuordnen ist. FOTO DPA
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Megawatt müssen nicht in die
Ausschreibung.
Würden dann nicht die wind-

starken Standorte im Norden be-
günstigt?
Ginge es nur um möglichst ge-

ringe Förderbeträge, dürften
Windkraftanlagen künftig nur
noch an den günstigsten Standor-
ten in Norddeutschland gebaut
werden. Um das zu verhindern,
werden in einem „Referenzer-
tragsmodell“ die Standorte ver-
gleichbar gerechnet. Dadurch sol-
len auch Windkraftanlagen tief im
Binnenland und im Süden
Deutschlands für die Investoren
attraktiv werden. Weniger Wind
bedeutet mehr öffentliche Förde-
rung.
Wie beurteilen die Betreiber

von Windanlagen die neuen Re-
geln?
„Der BWE bewertet auch nach

intensiver Diskussion Ausschrei-
bungen als ein ungeeignetes In-
strument“, heißt es in einer Stel-
lungnahme des Bundesverbandes
Windenergie. Die angestrebten
Ziele könnten damit nicht erreicht
werden. Kleine und mittelgroße
Projekte könnten sich nicht betei-
ligen, weil sie die hohen Vorlauf-
kosten nicht stemmen könnten
und das Ergebnis wäre eine Domi-
nanz von Großprojekten. Gegen-
wärtig machen nach Schätzungen
kleine und mittlere Projekte die
Hälfte des Marktes aus.
Ausschreibungen können aber

erst Ende 2016 beginnen.
> ECKART GIENKE, DPA

schreibungen in den Bereichen
Wasserkraft, Geothermie, Bio-
masse, Klär-, Deponie- und Gru-
bengas will das Wirtschaftsminis-
terium verzichten. Hier gibt es nur
wenig neue Anlagen; der bürokra-
tische Aufwand einer Ausschrei-
bung wäre zu hoch.
Welche Ziele verfolgt das Wirt-

schaftsministerium damit?
Die Umstellung der Förderung

ist bereits im EEG 2014 festgelegt.
Damit sollen die Fördermechanis-
men für erneuerbare Energien
kosteneffizienter und marktnäher
gestaltet werden. Die Regierung
will gleichzeitig die Ausbauziele
für die verschiedenen Erzeu-
gungsarten erreichen, die Kosten
durch Wettbewerb senken und das
Geschäftsmodell von kleinen und
mittleren Unternehmen erhalten
(„Akteursvielfalt“).
Wie sehen die Förderregeln für

die Windenergie an Land aus?
Geplant sind drei bis vier Aus-

schreibungen pro Jahr. Um sich zu
beteiligen, müssen die Bauherren
eines Windparks eine Reihe von
Unterlagen einreichen, darunter
bereits die Genehmigung nach
dem Bundesimmissionsschutzge-
setz (BImSchG). Das ist eine rela-
tiv hohe Hürde, denn die Geneh-
migung ist teuer. Außerdem ist
eine Sicherheitsleistung zu hinter-
legen. Wird die Anlage später
nicht gebaut, so ist eine Strafzah-
lung fällig, zum Beispiel bei einer
3-Megawatt-Anlage 90 000 Euro.
Sehr kleine Anlagen mit einer
Leistung von weniger als einem

Die Windenergie an Land hat
sich in den vergangenen Jahren zu
einem bedeutenden Energieträger
in Deutschland entwickelt. Rund
25 000 Windkraftwerke mit einer
Leistung vonmehr als 38 Gigawatt
liefern mehr als neun Prozent des
Stroms (Stand 2014). Dazu hat die
staatliche Förderung über das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) maßgeblich beigetragen.
Um die Ziele der Energiewende zu
erreichen,mussderAusbauweiter-
gehen. Doch schon bald sollen für
die Förderung neue Regeln gelten.
Was plant die Bundesregie-

rung?
Bis spätestens 2017 soll die

Höhe der finanziellen Förderung
für Strom aus Erneuerbaren Ener-
gien durch Ausschreibungen er-
mittelt werden. Bislang gibt es fes-
te Vergütungssätze je Kilowatt-
stunde, die für neue Projekte re-
gelmäßig angepasst wurden.
Künftig richtet sich die Förderung
nach dem Ergebnis der öffentli-
chen Ausschreibung. Wer die ge-
ringste Förderung benötigt, be-
kommt den Zuschlag.
Welche Erneuerbaren Energien

sind davon betroffen?
Das Ausschreibungsverfahren

gilt bereits für Photovoltaik auf
freien Flächen. Es soll eingeführt
werden für Photovoltaik auf Dä-
chern, Windkraftanlagen an Land
(onshore) und auf See (offshore).
Dabei gelten für jede Technik an-
dere Regeln. Das Ausschreibungs-
design wird den jeweiligen Markt-
bedingungen angepasst. Auf Aus-

Neue Förderregeln für Windenergie

Kleine Windmüller vor dem Aus
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